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UNFALLFLUCHT

Rechtsanwältin und Fachanwältin für Strafrecht Karen Lessing, Köln

Arbeitsunterlage zum Seminar am 26.10.2007 in Frankfurt
I. Vorbemerkung :

Das zu schützende Rechtsgut des § 142 StGB liegt – ausschließlich -  in der Feststellung und Sicherung der durch den Unfall entstandenen zivilrechtlichen Ansprüche aller Unfallbeteiligten einschließlich der Abwehr von Ansprüchen (vgl. hierzu auch Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142 StGB, Rn. 20 und Winkler in Himmelreich/Halm, Handbuch des Fachanwalts Verkehrsrecht, Kapitel 33, Rn. 111). Zweck der Norm ist es, einem drohenden Beweisverlust entgegenzutreten.
§ 142 StGB ist als abstraktes Gefährdungsdelikt ausgestaltet und auch Sonderdelikt, d.h. Täter kann nur ein Unfallbeteiligter i.S.d. § 142 Abs. 5 StGB sein (andere Personen sind allenfalls Teilnehmer).

Problematisch ist die Vorschrift des § 142 StGB in Hinblick auf den Grundsatz „nemo tenetur“, wonach man sich nicht selbst belasten muss. Die überwiegende Meinung begründet allerdings die Vereinbarkeit dieses Grundsatzes mit § 142 StGB damit, dass § 142 StGB ausschließlich der Sicherung bzw. Abwehr zivilrechtlicher Ansprüche diene (vgl. hierzu Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142 StGB, Rn. 20 und Winkler in Himmelreich/Halm, Handbuch des Fachanwalts Verkehrsrecht, Kapitel 33, Rn. 111).
Insgesamt ist in der Praxis festzustellen, dass es sich bei der Vorschrift des  § 142 StGB um eine sogar für Juristen komplizierte, verwirrende und nicht konkret genug gehaltene Regelung handelt. Kein Wunder also, dass Betroffene die Vorschrift und vor allem ihre Konsequenzen häufig als ungerecht und nicht nachvollziehbar empfinden. Nicht umsonst wird daher seit Jahren immer wieder eine Reform gefordert.

Umso wichtiger ist es für den im Verkehrsrecht tätigen Verteidiger, die Vorschrift im Zusammenhang zu erfassen, Wechselwirkungen mit anderen gesetzlichen Regelungen zu kennen und insbesondere die zu den einzelnen Tatbestandsmerkmalen ergangene Rechtsprechung im Auge zu haben.

II. Die einzelnen Tatbestandsmerkmale

1. Unfall im öffentlichen Straßenverkehr
§ 142 StGB ist nur relevant für Unfälle im öffentlichen Straßenverkehr.

a) Verkehrsunfall

Ein Verkehrsunfall wird definiert als ein plötzliches, zumindest von einem Beteiligten ungewolltes Ereignis (vgl. BGHSt 24, 382; BayObLG DAR 1985, 326), das im ursächlichen Zusammenhang mit dem öffentlichen Straßenverkehr und seinen typischen Gefahren steht (Vgl. BGHSt 47, 158 = NJW 2002, 626, OLG Koblenz MDR 1993, 366) und unmittelbar zu nicht bloß völlig belanglosen Personen- und Sachschäden führt (BGHSt 12, 253, OLG Düsseldorf DAR 1997, 117) und nicht nur zu einem gefährdenden Zustand (Hentschel Straßenverkehrsrecht, § 142, Rn. 24). Bei bloßer Behinderung oder Belästigung liegt ebenfalls kein Unfall vor (vgl. Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142, Rn. 31).
Der Tatbestand ist nicht erfüllt bei gewollten/gestellten Unfällen, wenn alle Beteiligten den Unfall gewollt haben (vgl. Winkler in Himmelreich/Halm, Handbuch des Fachanwalts Verkehrsrecht, Kapitel 33, Rn. 112), weil kein schutzwürdiges privates Aufklärungsinteresse vorliege - hinsichtlich der unvorsätzlich Beteiligten bleibt die Schutzwürdigkeit des Aufklärungsinteresses bestehen (so Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142 StGB, Rn. 26).
Ein ursächlicher Zusammenhang mit dem öffentlichen Straßenverkehr besteht 

- wenn ein Kfz von der Fahrbahn abkommt und in ein Tor schleudert ( BGH VM 66, 89)

- oder einen nahe der Straße befindlichen Zaun beschädigt (OLG Köln NZV 2001, 312)

- gegen einen Baum, eine Laterne oder einen Grenzstein stößt (BGHSt 8, 263; OLG Düsseldorf VM 66, 42)

- bei einem Fahrmanöver, das eine Unfallreaktion anderer Fahrzeuge auslöst (BGHSt 8, 265)

- wenn ein PKW-Fahrer beim Beladen seines Fahrzeuges den benutzten Einkaufswagen gegen ein anderes Fahrzeug rollen lässt und dieses dabei beschädigt wird (vgl. OLG Koblenz MDR 1993, 366)
- wenn auf Rollen bewegliche Mülltonnen an parkenden Fahrzeugen im öffentlichen Straßenverkehr vorbei geschoben werden, damit sie später zum Müllfahrzeug gebracht werden können, und dabei ein Fahrzeug beschädigt wird; 

das Abstellen von Mülltonnen, Einkaufswagen etc. ist jedenfalls so lange als Verkehrsvorgang zu werten, als es darum geht, dass dies verkehrssicher geschieht, also parkende Fahrzeuge nicht beschädigt werden (so LG Berlin, NStZ 2007, 100).
Nicht aber :

- wenn ein Jugendlicher aus einem fahrenden Auto heraus eine abgestellte Mülltonne ergreift, sie erst nach einer gewissen Strecke loslässt und diese dann gegen einen geparkten PKW prallt und ihn beschädigt (BGH NJW 2002, 626 f.) Argument : im Schadensereignis hat sich kein verkehrstypisches Unfallrisiko verwirklicht, sondern der Schaden war Ergebnis einer deliktischen Planung.

- ebenso : wenn aus einem fahrenden LKW PKWs mit Flaschen beworfen und dadurch beschädigt werden (OLG Hamm NJW 1982, 2456)
b) Belangloser Schaden

Ein völlig belangloser Personenschaden liegt z.B. vor bei geringfügiger Hautabschürfung (vgl. OLG Hamm DAR 1958, 308), blauen Flecken (OLG Köln, VRS 44, 97), Prellungen (BayObLG DAR 2000, 38) oder bei Beschmutzung des Körpers, die Grenze wird wohl dort zu ziehen sein, wo der Tatbestand der fahrlässigen Körperverletzung (nicht völlig unerheblicher Eingriff in die körperliche Integrität oder das körperliche Wohlbefinden) beginnt (Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn. 151 m.w.N.).

Ein belangloser Sachschaden ist anzunehmen, wenn üblicherweise keine Entschädigungsansprüche gestellt werden, in der Regel bei einem Schaden von ca.  20 bis 25 Euro, teilweise auch höher (Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn. 152 m.w.N.; 25 Euro : Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142 StGB, Rn. 27; 20-25,00 Euro : OVG Münster, DAR 2005, 708;  80 Euro : AG Lahr, DAR 2005, 690 – Schaden an Leitplanke unter 80,- Euro, Schaden nicht reparaturbedürftig). 
Ein belangloser Schaden wird auch angenommen bei Vorbeschädigungen solcher Art, dass kein zusätzlicher Schaden messbar ist, z.B. weitere Beule an äußerlich stark abgenutztem Baufahrzeug (OLG Stuttgart, NJW 1958, 1647)
Der „Schaden“ durch Zeitverlust im Zusammenhang mit dem Unfallereignis bleibt außer Betracht (vgl. KG Berlin VRS 63, 349).
c) Öffentlicher Straßenverkehr

Die Frage, ob sich ein Unfall im öffentlichen Straßenverkehr (§ 1 StVO) ereignet hat, richtet sich nicht nach verwaltungsrechtlichen Gesichtspunkten, sondern rein nach verkehrsrechtlichen Aspekten, also danach, ob eine unbegrenzte Zugänglichkeit besteht (vgl. hierzu näher Winkler in Himmelreich/Halm, Handbuch des Fachanwalts für Verkehrsrecht, Kapitel 33, Rn. 8, 113 m.w.N., vgl. auch Rebler, Der Straßenbegriff im Verkehrsrecht, DAR 2005, 65 f. : „Nicht unter das StVG fallen Flächen, die erkennbar nur dem privaten Gebrauch Weniger dienen bzw. bei denen – auch wenn eine größere Anzahl von Personen betroffen ist – der Kreis der Benutzer in enger persönlicher Beziehung zum Verfügungsberechtigten steht und so genau eng beschrieben ist, dass er jederzeit ermittelbar ist“).
Kein öffentlicher Straßenverkehr ist daher z.B. gegeben 
- bei Parkgaragen, deren Einstellplätze fest an bestimmte Mieter vergeben sind und auch nur diese Zugang zur Garage haben (LG Krefeld , ZfS 1987 , 380), 
- beim Lehrerparkplatz einer Schule (BayObLG DAR 1978 , 201) 
- oder auf Fährschiffen während des Übersetzens (OLG Karlsruhe NZV 1993, 77), 
- auf dem Kasernengelände (OLG Celle, VM 1958, 58) 
- oder Werksgelände bei Eingangskontrolle (BayObLGSt 1979, 178 und BGH DAR 2004, 399).
2.  Unfallbeteiligter

Unfallbeteiligter ist entsprechend der Legaldefinition des § 142 Abs. 5 StGB jeder, dessen Verhalten – ohne Rücksicht auf die Schuldfrage oder Verkehrswidrigkeit seines Verhaltens – zur Verursachung des Unfalles beigetragen haben kann. Die bloße Möglichkeit oder der nicht ganz unbegründete Verdacht reicht dabei aus (OLG Düsseldorf, NZV 1993, 157).
Es kommt darauf an, ob nach dem äußeren Anschein eine Mitverursachung vorliegen kann, maßgeblich ist eine „ex ante gegebene Verdachtslage“ (so BayObLG DAR 2000, 79).

In Betracht kommen als Unfallbeteiligte somit auch Fußgänger (OLG Koblenz MDR 1993, 366; OLG Stuttgart, VRS 18, 117), Beifahrer (Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn. 162 f.), Radfahrer (BGH VRS 24, 34; BayObLGSt 21, 266) usw. 

Eine lediglich mittelbare und für die Haftung offensichtlich unerhebliche Kausalität reicht nicht (OLG Koblenz, NZV 1989, 200), ebenso wenig wie bloße Zeugenschaft (OLG Koblenz, NZV 1989, 200).
Andererseits kann aber mittelbarer Unfallbeteiligter sein, wer einen Unfall dergestalt verursacht, dass als unmittelbare Folge andere Fahrzeuge kollidieren (OLG Koblenz zfs 1988, 405). Bei nur mittelbarer Verursachung wird aber wohl (anders als bei der direkten Beteiligung) ein verkehrswidriges Verhalten oder eine über die normale Verkehrsteilnahme hinausgehende Einwirkung hinzukommen müssen (OLG Stuttgart, VRS 105, 294; OLG Karlsruhe VRS 74, 432).
Unerheblich ist, ob die Ursachensetzung beeinflusst werden konnte, z.B. bei technischem Versagen, da es auf ein Verschulden an der Unfallverursachung nicht ankommt (BGH VRS 16, 118; OLG Köln NZV 1992, 80; OLG Düsseldorf NZV 1993, 157), sondern nur darauf, ob ein Verhalten nach allen Umständen unmittelbar zur Unfallverursachung beigetragen haben kann (KG Berlin, VRS 50, 39; OLG Düsseldorf VM 76, 23; OLG Düsseldorf NZV 1993, 157).

Folgerichtig kann nur Täter im Sinne des Abs. 1 oder Abs. 2 sein, wer im Unfallzeitpunkt am Unfallort anwesend ist (BayObLG vRS 72, 72; BayObLG NJW 90, 335; OLG Jena, DAR 2004, 599; OLG Stuttgart NZV 1992, 327; OLG Köln, VRS 76, 354; LG Mannheim ZfS 98, 352).
3. Feststellungen und Feststellungsberechtigte

a) Feststellungen
Der unfallbeteiligte Kraftfahrer ist verpflichtet, mit dem von ihm geführten Fahrzeug an der Unfallstelle zu verbleiben und sich als Unfallbeteiligter vorzustellen (sog. Anwesenheits- und Vorstellungspflicht).

Die zu ermöglichenden Feststellungen beziehen sich auf die Person (Personalien, BGHSt 16, 139; keine Angabe der Personalien gegenüber privaten Feststellungsinteressenten, so Tröndle/Fischer § 142, Rn. 28), das von ihm geführte Fahrzeug (insb. Kennzeichen, BGHSt 16, 139) und Art der Beteiligung. Dabei reicht die Erklärung, sein Verhalten könne nach den Umständen zur Verursachung des Unfalls beigetragen haben. Angaben zum Unfallgeschehen muss er nicht machen (vgl. BayObLG NJW 1993, 410).

Die Art der Unfallbeteiligung ist festgestellt, wenn die rechtserheblichen Tatsachen des Verursachungsbeitrages geklärt sind (vgl. Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142, Rn. 36) Wenn es haftungsrelevant ist, gehört hierzu auch die Frage einer etwaigen Alkoholisierung - der Unfallbeteiligte darf sich also nicht entfernen, um einer Blutprobe zu entgehen (BGH VRS 4, 48; BayObLG DAR 1988, 365; OLG Saarbrücken, ZfS 2001, 518; OLG Köln NZV 1999, 173; OLG Hamm VRS 68, 111).

Weder müssen Papiere wie Führerschein und Fahrzeugschein vorgelegt werden, noch ist der Kraftfahrer verpflichtet, seine Versicherung zu benennen  (LG Baden-Baden, DAR 1996, 246; BayObLG NJW 1984, 66).

Problematisch ist das Hinterlassen einer Visitenkarte. Zu Recht meint z.B. das OLG Köln, dass hierdurch nicht sichergestellt ist, dass die Nachricht den Empfänger auch tatsächlich erreicht (OLG Köln ZfS 1983, 29), auch könnten hierdurch die notwendigen Feststellungen zur Art der Beteiligung des Schädigers nicht getroffen werden (vgl. hierzu Tröndle/Fischer, § 142, Rn. 37 m.w.N.).
Bei Verdunkelung oder Täuschung über den Tathergang werden ausreichende Feststellungen gerade nicht ermöglicht (vgl. hierzu Jagusch NJW 1976, 504; Berz DAR 1975, 310). § 142 erlaubt dem Beteiligten – abgesehen von seiner Vorstellungspflicht – ein Passivbleiben, aber gerade keine aktive Verdunkelung, weil die notwendigen Feststellungen dadurch vereitelt anstatt ermöglicht werden (vgl. hierzu Volk DAR 1982, 83). 
Täuscht der Beteiligte daher 

- über seine Person (OLG Köln VRS 48, 89; OLG Frankfurt VRS 49, 260; OLG Stuttgart NJW 1982, 2266) oder
- über seine Eigenschaft als beteiligter Fahrer (OLG Frankfurt NJW 1977, 1833; OLG Hamm VRS 68, 111

verstößt er gegen seine Verpflichtungen aus § 142 Abs. 1 StGB.
Falschangaben (z.B. zu Personalien) oder Verdunkelungshandlungen (z.B. Nachtrunk) sind für sich genommen nicht strafbar, erfüllen aber dann den Tatbestand des § 142 StGB, wenn sich der Unfallbeteiligte in der Folge von der Unfallstelle entfernt (so BGHSt 30, 160 f.).

Verzichten alle anwesenden Berechtigten auf (weitere) Feststellungen, darf sich der Unfallbeteiligte von der Unfallstelle entfernen, der Tatbestand des § 142 StGB ist dann nicht erfüllt. 

Ein wirksamer Verzicht setzt allerdings voraus, dass keine Täuschung vorliegt oder Einschüchterung vorliegt (vgl. OLG Hamm, VRS 23, 102; OLG Bremen VRS 43, 25; OLG Hamburg NJW 1979, 439.
Beruft sich der Beschuldigte auf einen konkludenten Verzicht, hängt die – nachträgliche – Beurteilung von den Umständen ab, insbesondere von der Höhe des entstandenen Schadens. Je höher der entstandene Schaden ist, desto weniger darf der Unfallbeteiligte von einem konkludenten Verzicht ausgehen (vgl. OLG Düsseldorf NZV 1991, 77; OLG Düsseldorf DAR 1992, 229).
Ausführliche Beispiele aus der Rechtsprechung bei Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn. 235 f.
b) Feststellungsbereite Personen (Feststellungsberechtigte)

Feststellungsbereit (oder feststellungsberechtigt) sind zunächst die anderen Unfallbeteiligten und Geschädigten, aber auch Unbeteiligte, z.B. Zeugen oder später Hinzugekommene, sofern sie bereit sind, zugunsten der anderen Unfallbeteiligten und/oder Geschädigten, Feststellungen zu treffen und diese dann entsprechend weiterzugeben (vgl. hierzu OLG Zweibrücken, DAR 1982, 332 und DAR 1991, 431; OLG Köln VRS 64, 193; OLG Koblenz NZV 1996, 324, OLG Köln VRS 63, 352). Dieser Dritte muss erkennbar den Willen haben, den Geschädigten in einer zur Durchsetzung etwaiger zivilrechtlicher Ansprüche ausreichenden Weise zu informieren (BayObLG VRS 64, 119; BayObLG DAR 1991, 366; OLG Köln VRS 100, 302); Eingriffe Unerfahrener oder Übereifriger ohne Sachkunde muss der Beteiligte nicht dulden, da sie die Beweissicherung eher erschweren können (vgl. OLG Hamm, VRS 14, 34)
Typischer Fall für feststellungsbereite Dritte sind Polizeibeamte. Ein Geschädigter bzw. Unfallbeteiligter kann daher verlangen, dass – solange er noch ein Feststellungsinteresse hat (nicht mehr bei vollständiger Erfüllung der Feststellungspflichten nach Abs. 1, vgl. Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142, Rn. 38 m.w.N.) – die Polizei erscheint oder der andere Unfallbeteiligte auf das Eintreffen der Polizei wartet (OLG Hamm, NJW 1972, 1383; OLG Karlsruhe NJW 1973, 378; OLG Köln NZV 1989, 197). 
Nicht verlangen kann der Geschädigte/Unfallbeteiligte jedoch, dass der andere Unfallbeteiligte mit ihm die nächste Polizeidienststelle aufsucht (OLG Köln NZV 1989, 197).
Ein pauschales Schuldanerkenntnis ersetzt die polizeilichen Unfallfeststellungen in der Regel nicht (OLG Stuttgart, NJW 1978, 900; BayObLG VRS 60, 111), da der Geschädigte meist nicht in der Lage ist zu beurteilen, ob und inwieweit solche Erklärungen zur Durchsetzung seiner Ansprüche und zur Abwehr von Einwendungen geeignet sind. Im Einzelfall wird allerdings ein schriftliches Anerkenntnis bei unzweifelhaftem Personalnachweis wohl ausreichen können, wenn es kein Beweisinteresse mehr zu schützen gilt (so Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142 Rn. 38).
4.  Wartepflicht und Wartedauer

a) Warten am Unfallort

Grundsätzlich muss jeder Unfallbeteiligte am Unfallort warten, wenn nicht sofort ausreichende Feststellungen getroffen werden können, entweder weil kein Feststellungsberechtigter anwesend ist oder weil erst andere Personen oder die Polizei sachkundige Feststellungen treffen können (vgl. OLG Köln NZV 2002, 278).

Unfallort ist die Stelle, an der sich der Unfall ereignet hat und die beteiligten Fahrzeuge zum Stehen gekommen sind (vgl. OLG Düsseldorf, ZfS 1985, 221).

In der Regel wird die Wartepflicht durch Ortsveränderung verletzt, es sei denn, dass bei einem geringfügigen Schaden das Räumen der Unfallstelle nach § 34 Abs. 1 Satz 2 StVO geboten ist (vgl. OLG Köln VRS 60, 434).

Maßgeblich ist der Bereich, in dem feststellungsbereite Personen den Unfallbeteiligten vermuten und befragen würden (vgl. OLG Hamm, DAR 1978, 139; BayObLG VRS 56, 437; OLG Jena, DAR 2004, 599; KG Berlin DAR 1979, 22; OLG Köln VRS 60, 434 und 76, 354).

Wer also nach dem Unfall ein nahe gelegenes Lokal aufsucht, wo niemand ihn vermutet, ist nicht mehr ohne weiteres erreichbar und als Beteiligter feststellbar (vgl. OLG Koblenz VRS 49, 259).
Die Tat ist beendet, wenn sich der Unfallbeteiligte vor Ermöglichung der Feststellungen so in Sicherheit gebracht hat, dass nach den Umständen mit einer Identifizierung nicht mehr zu rechnen ist (vgl. Tröndle/Fischer, § 142, Rn. 61).

b) Wartedauer

Die Wartedauer richtet sich nach allen Umständen (vgl. BayObLG NJW 1987, 1712; OLG Köln VRS 100, 302; OLG Düsseldorf VM 94, 30; OLG Zweibrücken NZV 1991, 479; OLG Hamburg VM 78, 68; OLG Hamm, NJW 77, 207; OLG Stuttgart VRS 51, 432 und 73, 191 und JNW 1981, 1107), dabei insbesondere
- nach Art und Schwere des Schadens

- der Verkehrsdichte

- der Tageszeit

- der Witterung

- Eindeutigkeit der Haftungslage, dann bei Zurücklassen des Fahrzeuges kürzere Wartezeit (vgl. OLG Stuttgart VRS 73, 191; OLG Zweibrücken NZV 1991, 479)

- danach, ob und voraussichtlich wann mit dem Erscheinen feststellungsbereiter Personen zu rechnen ist (OLG Köln VRS 100, 302; OLG Zweibrücken NZV 1991, 479; OLG Stuttgart VRS 73, 191)

- nach der Möglichkeit, den Geschädigten aufzufinden.

Maßgeblich ist wohl die Interessenabwägung zwischen den Beteiligten (vgl. OLG Stuttgart VM 76, 85 und VRS 73, 191; OLG Düsseldorf VM 72, 59; OLG Hamm DAR 1973, 104; KG Berlin VRS 33, 275; OLG Hamburg VM 67, 33; BayObLG NJW 1960, 832; OLG Saarbrücken VRS 46, 187).
Auch das eigene Verhalten des Unfallbeteiligten kann Einfluss auf die Dauer der Wartepflicht haben. Handlungen, die den Zweck des Wartens fördern (z.B. Suchen des Geschädigten, Verständigen der Polizei, können die Wartezeit verkürzen (vgl. OLG Köln VRS 100, 302; OLG Frankfurt NJW 1967, 2073; OLG Hamm VRS 13, 137; OLG Bremen VRS 43, 29), Verschleierungs- oder Verdunkelungshandlungen u.U. verlängern (BayObLG NJW 1987, 1712).
Zum Irrtum im Zusammenhang mit der Wartezeit vgl. Mitsch, § 142 II StGB und Wartezeit-Irrtum (§ 142 I Nr.2 StGB), NZV 2005, 347 f.

5. Erlaubtes Sich-Entfernen vom Unfallort i.S.d. § 142 Abs. 2 und 3
a) Ausreichendes Warten 
Nur wer ausreichend i.S.d. § 142 Abs. 1 Nr. 2 gewartet hat, darf sich von der Unfallstelle entfernen (Abs. 2 Nr. 1), um dann allerdings unverzüglich die erforderlichen Feststellungen nachträglich zu ermöglichen.

b) Berechtigtes Entfernen

Berechtigt entfernt sich von der Unfallstelle, wem ein Rechtfertigungsgrund zur Seite steht, z.B.
-    rechtfertigende Pflichtenkollision
- im Einverständnis oder mutmaßlichen Einverständnis mit dem Geschädigten

- dem Arzt, der den Besuch beim Patienten nach pflichtgemäßer Abwägung der Wartepflicht vorziehen darf

- der an sich wartepflichtige Lotse würde den Dienst versäumen, wodurch ernstliche Gefahr für die Schifffahrt entstehen könnte (OLG Bremen VRS 43, 29)

- wenn Fahrplaninteressen des öffentlichen Verkehrsmittels der Wartepflicht vorgehen (OLG Frankfurt NJW 1960, 2066)

- wenn der Wartepflichtige nur durch Wegfahren Tätlichkeiten entgehen kann (BGH VRS 30, 281 und 36, 23

- zur Erfüllung dringender vorrangiger geschäftlicher Interessen (OLG Koblenz VRS 45, 33; KG Berlin VRS 40, 109; OLG Stuttgart MDR 1956, 245)
- wenn der Beteiligte sich entfernt, um ein Abschleppunternehmen zu beauftragen, damit das eine Gefahrenquelle darstellende liegen gebliebene Fahrzeug entfernt werden kann (BayObLG DAR 1982, 249).
c) Entschuldigtes Entfernen

Das entschuldigte Entfernen beschränkt sich – ebenso wie das berechtigte Entfernen – nicht auf die gesetzlich normierten Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe (so BGHSt 28, 129; OLG Köln NJW 1977, 2275; OLG Koblenz VRS 53, 340).

Entschuldigt entfernt sich z.B.,

- wer erst eigene Verletzungen versorgen lassen musste

- wer in einer Winternacht völlig durchnässt bei Warten mit schweren gesundheitlichen Schäden rechnen müsste (BayObLG VRS 60, 112)

- wer seine schwer verletzte Ehefrau im Rettungswagen in die nächstgelegene Klinik begleitet (OLG Köln VRS 66, 128).

d) Unverzügliches Ermöglichen nachträglicher Feststellungen
Unverzüglich muss die nachträgliche Mitteilung geschehen, das heißt, ohne schuldhaftes Zögern (OLG Zweibrücken VM 78, 79; OLG Hamm VRS 52, 416; OLG Frankfurt VRS 51, 283; OLG Stuttgart VM 76, 84). Maßgeblich sind die Umstände des Einzelfalles (vgl. BGH VRS 58, 200; BGH VM 79, 33; BayObLG VRS58, 406; OLG Düsseldorf DAR 1980, 124; OLG Hamm VRS 61, 263; OLG Stuttgart VRS 73, 191). Eine Rolle spielen dabei u.a. Art und Zeit des Unfalles sowie die Höhe des verursachten Fremdschadens (vgl. BHG VM 79, 33; OLG Frankfurt VRS 65, 30; OLG Düsseldorf DAR 1980, 124; BayObLG VRS 58, 406 und 60, 112 und 67, 221; OLG Köln VM 83, 10; OLG Hamm VRS 61, 263; LG Zweibrücken VRS 94, 447).
III. Subjektiver Tatbestand

1. Vorsatz 

Der Vorsatz muss alle äußeren Tatbestandsmerkmale umfassen, der Täter muss sich also entfernen in dem Bewusstsein, dass auf ihm ein nicht unberechtigter Beteiligungsverdacht ruhen kann (OLG Stuttgart VRS 105, 294; OLG Karlsruhe VRS 53, 426). Der Täter muss wissen oder damit rechnen, dass sich ein Unfall ereignet hat (vgl. BayObLG ZfS 1990, 141; OLG Düsseldorf NZV 1998, 383, OLG Zweibrücken, VRS 45, 427; OLG Köln VRS 62, 286).

Es genügt, dass die ihm bekannten äußeren Umstände ihm diese Möglichkeit aufdrängen, z.B. 

- bei einer Erschütterung des Fahrzeuges (BGH VM 68, 25; BGH VRS 37, 263; OLG Köln NZV 2001, 526), 

- bei einer Aufforderung anzuhalten (vgl. BGH VRS 15, 338)

- bei einem besonders auffälligem Geräusch (OLG Koblenz VRS 58, 402).
Beim bedingten Vorsatz muss sich der Täter nicht ganz belanglosen Fremdschaden als möglich vorgestellt haben (vgl. BGH VRS 37, 263; BayObLG VM 63, 12; OLG Hamm VRS 105, 432; OLG Hamm NZV 1997, 125; OLG Karlsruhe VM 78, 20; OLG Koblenz VRS 48, 337), z.B.

- nach Weiterfahren trotz Auffahren auf unbekannten Gegenstand im Dunkeln (BGH VM 68, 25).

Der Vorsatz muss sich darauf erstrecken, dass die Verfolgung des privaten Beweissicherungsinteresses durch das Sich-Entfernen oder durch Nichterfüllung der Vorstellungspflicht zumindest erschwert würde (OLG Hamburg VM 67, 33; OLG Zweibrücken DAR 1982, 332; OLG Koblenz NZV 1996, 324).

Kein Vorsatz liegt vor, wenn der Täter den Unfall nicht bemerkt hat (BayObLG VRS 53, 428). 
Zum Nachweis des Vorsatzes genügt auch nicht, dass der Kraftfahrer hätte erkennen können und müssen, dass ein nicht ganz unerheblicher Schaden entstanden ist, und er sich hierüber nicht vergewissert hat (vgl. OLG Köln NZV 2001, 526; lesenswert ist in diesem Zusammenhang auch die Entscheidung des ThürOLG in StV 2006, 529) – hier läge allenfalls fahrlässiges und damit nicht strafbares Verhalten vor. In Betracht käme aber eine Ordnungswidrigkeit nach § 34 StVO. 
2. Irrtum 

Gar nicht so selten befinden sich Verkehrsteilnehmer im Zusammenhang mit der Verursachung von bzw. Beteiligung an einem Unfall in einem Irrtum z.B. über den Umfang des Feststellungsinteresses oder den Umfang des entstanden Schadens.
Eine ausführliche Darstellung der verschiedenen Fallkonstellationen mit den entsprechenden Fundstellen findet sich bei Himmelreich, Irrtümer bei der Verkehrsunfallflucht (§ 142 StGB), DAR 2007, 44 f. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch der Aufsatz von Mitsch, § 142 II StGB und Wartezeit-Irrtum (§ 142 I Nr. 2 StGB) in NZV 2005, 347 f.
IV. Tätige Reue, § 142 Abs. 4 StGB
1. Vorbemerkung
Die Vorschrift des § 142 Abs. 4 StGB wurde mit dem 6. Strafrechtsreformgesetz (BGBl. I, 164) eingeführt. Sie ist zwar ein Schritt in die  richtige Richtung, aber sicherlich noch ausbaufähig (s. Ausführungen unter Ziff. 7 Fazit).
2. Nicht bedeutender Sachschaden

Dieser Begriff entspricht dem des „bedeutenden Sachschaden“ in § 69 Abs. 2 Nr. 3 StGB, zur Grenze vgl. Ausführungen unter V 2 b.
Nach der Auffassung Hentschels sei die Grenze derzeit bei ca. 1.100,- Euro zu ziehen, dabei soll es auf die Vorstellung des Täters nicht ankommen (Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142, Rn. 69 mit Verweis auf Bönke NZV 1998, 130 und Janker in Himmelreich (Hrsg), Jahrbuch Verkehrsrecht 1999, 216).

3. Außerhalb des fließenden Verkehrs

Überaus umstritten ist das Tatbestandsmerkmal „außerhalb des fließenden Verkehrs“.

Nicht ausreichend ist, dass der Schaden an einem haltenden oder parkenden Fahrzeug entstanden ist. Es kommt vielmehr darauf an, dass sich das Fahrzeug des Schädigers nicht im fließenden Verkehr befunden haben darf (so Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142, Rn. 69; OLG Köln VRS 98, 122; Himmelreich/Lessing NStZ 2000, 299).
Klassischer Fall ist die Unfallverursachung im Zusammenhang mit dem Ein- oder Ausparken bzw. Rangieren in einer Parklücke.

4. Nachträgliches Ermöglichen der Feststellungen

Neben den ausdrücklich im Gesetz genannten Möglichkeiten wie Benachrichtigung des Geschädigten oder der Polizei kann der Schädiger auch anderweitig nachträglich die Feststellungen ermöglichen, z.B. durch Rückkehr zum Unfallort, wenn dadurch die Feststellungen ermöglicht werden (so Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142 StGB, Rn. 69).

5. Freiwilligkeit

An der Freiwilligkeit fehlt es, wenn der Täter vor Ablauf der 24-Stunden-Frist bereits von anderer Seite als Unfallbeteiligter ermittelt worden ist. Seine Einlassung, er habe sich innerhalb der 24 Stunden melden wollen, ist unbeachtlich, denn die Voraussetzung des freiwilligen Ermöglichens kann nicht mehr erfüllt werden.

Freiwilligkeit setzt Tätigwerden aufgrund eigenen Entschlusses voraus. Weiß oder ahnt der Täter, dass er bereits ermittelt ist, fehlt es an der Freiwilligkeit, ebenso dann, wenn erst auf massives/drängendes Befragen die Tätereigenschaft eingeräumt wird.
6. Strafmilderung und Absehen von Strafe

Die Strafmilderung ist beim Vorliegen der Voraussetzungen des § 142 Abs. 4 StGB obligatorisch.
Beim Absehen von Strafe wird der Täter schuldig gesprochen, damit also wegen eines Vorsatzdeliktes kostenpflichtig verurteilt. 
Sowohl bei der Strafmilderung als auch beim Absehen von Strafe werden „nur“ 5 Punkte im Verkehrszentralregister eingetragen anstatt 7 Punkten bei „normaler Verurteilung“. Kritik hieran üben Himmelreich/Bücken : nicht verständlich sei es, dass zwischen beiden Alternativen hinsichtlich der Punktezahl keine unterschiedliche Bewertung erfolge, der Schuldgehalt zwischen beiden sei unterschiedlich, so dass bei einem Absehen von Strafe keine oder allenfalls zwei Punkte vertretbar wären (vgl. Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn. 227 e).
7. Fazit 
Wie in der Vorbemerkung schon angedeutet, gibt es namhafte Stimmen, die eine Erweiterung des § 142 Abs. 4 StGB fordern.
Beispielsweise lautet die Empfehlung des Arbeitskreises IV „Verkehrsunfallflucht“ des 41. Deutschen Verkehrsgerichtstages 2003 :

„ 2. Um in Zukunft einer größeren Zahl von Geschädigten die Durchsetzung ihrer Ersatzansprüche zu ermöglichen, schlägt der Arbeitskreis eine Erweiterung des § 142 Abs. 4 StGB (tätige Reue in Form der Selbstanzeige) vor. Im Einzelnen :

Es sollen alle Sachschäden erfasst werden, ungeachtet ihrer Höhe.

Als Unfälle „außerhalb des fließenden Verkehrs“ sind auch Unfälle anzusehen, die aus dem fließenden an ruhenden Objekten (parkende Fahrzeuge, Schutzplanken, Straßenschilder u.ä.) verursacht werden.

Entgegen bisheriger Gesetzesregelung (nur obligatorische Strafmilderung oder fakultatives Absehen von Strafe) soll die tätige Reue nach Ansicht der Mehrheit zwingend zum Strafausschluss führen.

Bei tätiger Reue werden somit keine Punkte wegen Verkehrsunfallflucht im Verkehrszentralregister eingetragen.

Nach Ansicht des Arbeitskreises soll die tätige Reue – wie bisher – bei Personenschäden ausgeschlossen bleiben. Auch an der 24-Stunden-Frist soll festgehalten werden“ (vgl. VGT 2003, 10).

In eine ähnliche Richtung geht die Stellungnahme des ADAC in seiner Mitteilung 6/03 vom 06.02.2003 : 

„Der ADAC begrüßt die Empfehlungen dieses Arbeitskreises, die darauf abzielen, der Vorschrift des § 142 Abs. 4 StGB (tätige Reue) in der Praxis mehr Bedeutung zu verschaffen.

Durch einen zwingenden Strafausschluss bei tätiger Reue wird nicht nur ein stärkerer Anreiz zur freiwilligen Selbstanzeige geschaffen, sondern auch die durch die bisherige Regelung (obligatorische Strafmilderung oder fakultatives Absehen von Strafe) bestehende Unsicherheit hinsichtlich der zu erwartenden Konsequenzen beseitigt. Ebenso zuzustimmen ist der Empfehlung, in Fällen der tätigen Reue keine Punkte im Verkehrszentralregister einzutragen.

Der schwierigen Abgrenzung, den Anwendungsbereich § 142 Abs. 4 StGB nur auf nicht bedeutende Sachschäden außerhalb des fließenden Verkehrs zu begrenzen, wurde mit der aus Sicht des ADAC ebenfalls begrüßenswerten Empfehlung des Arbeitskreises entgegengetreten, zukünftig alle Sachschäden, unabhängig von ihrer Höhe, zu erfassen. Positiv zu bewerten ist in diesem Zusammenhang ferner die Klarstellung, als Unfälle „außerhalb des fließenden Verkehrs“ auch diejenigen anzusehen, die aus dem fließenden Verkehr an ruhenden Objekten (parkende Fahrzeuge, Schutzplanken, Straßenschilder etc.) verursacht werden.“

V. Führerscheinmaßnahmen und Fahrtenbuchauflage
1. Vorbemerkung
Ein zumeist mehr als unangenehmer Nebeneffekt einer Verurteilung nach § 142 StGB sind insbesondere die Führerscheinmaßnahmen in Form der Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 69 StGB (Maßregel der Besserung und Sicherung) oder des Fahrverbotes nach § 44 StGB (Nebenstrafe).

2. Fahrerlaubnisentzug, § 69 StGB

a) Allgemeines

Mit der Entziehung der Fahrerlaubnis muss rechnen, wer einer vorsätzlichen Unfallflucht beschuldigt wird und wusste oder wissen konnte, dass bei dem Unfall ein Mensch getötet oder nicht unerheblich verletzt worden oder an fremden Sachen bedeutender Schaden entstanden ist.

Für die Frage, ob ein Unfall vorliegt, ist Vorsatz erforderlich (bedingter Vorsatz genügt), bei der Frage nach dem bedeutenden Fremdschaden reicht Fahrlässigkeit aus (vgl. Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn. 260 a).
b) Bedeutender Sachschaden

Von ganz entscheidender Bedeutung ist die Höhe des Fremdschadens. Dabei gehen die Meinungen in Rechtsprechung und Lehre etwas auseinander, es haben sich jedoch gewisse Grenzwerte etabliert. Derzeit ist von einem Bereich zwischen 1.000,- Euro und 1.300,- Euro auszugehen. Unterschiedlich wird häufig auch beurteilt, welche Schadenpositionen zum relevanten Fremdschaden zu rechnen sind, also ob es nur der reine Fahrzeugschaden ist oder sämtliche zivilrechtlichen Ansprüche, z.B. Sachverständigenkosten, Wertminderung, Abschleppkosten, Anwaltskosten (vgl. hierzu auch Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn. 262 f.).

Beispielhaft seien einige Entscheidungen aufgeführt :

- 1.500,- Euro : AG Saalfeld, DAR 2005, 52

- 1.250,- Euro : LG Hamburg, DAR 2005, 168 (Kosten für Fahrzeugverbringung gemäß Gutachten gehören nicht zum Fahrzeugschaden !)

- 1.300,- Euro : OLG Dresden, DAR 2005, 459 (Vorinstanz AG : „…jedenfalls dann von einem bedeutenden Schaden für den Geschädigten ausgegangen werden, wenn der verursachte Schaden höher ist als das durchschnittliche Nettoeinkommen eines Durchschnittsverdieners…“), auf Vermögensverhältnisse des Geschädigten kommt es nicht an, vgl. Tröndle/Fischer, § 142, Rn. 11, 52. Auflage), Stellungnahme StA : … ob bedeutender Sachschaden vorliege, beurteile sich nach der Höhe des Betrages, um den das Vermögen des Geschädigten als direkte Folge des Unfalles gemindert werde – daher bei Beschädigung eines Kfz nicht nur Reparatur-, Abschlepp- und Bergungskosten einschließlich Mehrwertsteuer, sondern auch merkantiler Minderwert.

- 1.300,- -Euro : LG Berlin, DAR 2005, 467 und DAR 2005, 701
- 1.300,-- Euro : OLG Jena, DAR 2005, 289

- 1.300,-- Euro : LG Gera, DAR 2006, 107 mit Anmerkung Heinrich

- 1.000,-- Euro : LG Köln, DAR 2006, 289 mit kritischer Anmerkung Himmelreich (das Landgericht stellt allerdings „nur“ auf den Kostenvoranschlag von netto 859 € / brutto 997 € ab).
Die Einbeziehung sämtlicher zivilrechtlicher Schadenspositionen ist mehr als problematisch. Welcher Unfallbeteiligte kann schon übersehen, welche Schäden über den an sich schon schwer kalkulierbaren unmittelbaren Sachschaden hinaus geltend gemacht werden könnten? Folgerichtig vertritt u.a. das LG Hamburg die Auffassung, dass nur die Reparaturkosten (ggf. inkl. Mehrwertsteuer) und die Abschleppkosten bei der Frage nach dem bedeutenden Sachschaden heranzuziehen sind (vgl. hierzu LG Hamburg MDR 1989, 477; LG Hamburg DAR 1991, 472; LG Hamburg NStZ 1995, 91; LG Köln, DAR 1991, 271 (auch SV-Kosten und Wertminderung), OLG Schleswig DAR 1978, 76).
Damit kann es für die Frage der Fahrerlaubnisentziehung nur darauf ankommen, wie sich der Schaden am Unfallort dargestellt hat und wie sich subjektiv die Vorstellung des Schädigers über den Umfang des von ihm angerichteten Fremdschadens darstellte (vgl. hierzu OLG Stuttgart NJW 1991, 1107; LG Hagen ZfS 1982, 29; LG Bonn DAR1991, 34).
3. Vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis, § 111 a StPO
In den meisten Fällen der Entziehung der Fahrerlaubnis nach § 69 StGB geht dieser die vorläufige Entziehung nach § 111 a StPO durch das für das Hauptverfahren zuständige Gericht voraus. Ein Beschluss nach § 111 a StPO hat zu erfolgen, wenn der Beschlagnahme / Sicherstellung des Führerscheins z.B. unmittelbar im Anschluss an die Tat durch den Beschuldigten oder später durch den Verteidiger widersprochen wird.
Ob seitens der Verteidigung widersprochen und dadurch ein Beschluss nach § 111 a StPO ausgelöst wird, sollte gut überlegt sein. Immerhin wird der Beschluss von dem Gericht getroffen, das auch für das spätere Hauptverfahren zuständig ist. Hat sich ein Richter erst einmal durch einen § 111a-Beschluss festgelegt, wird er sich im Hauptverfahren häufig schwer tun, eine andere Auffassung zu vertreten und eine Entziehung der Fahrerlaubnis nicht mehr für erforderlich halten.

Hier kommt es also auf Fingerspitzengefühl und Kenntnis der lokalen Rechtsprechung sowie natürlich auch des jeweiligen Geschäftsver-teilungsplans des Gerichtes an. Chancen und Risiken des Widerspruchs müssen mit dem Mandanten besprochen werden. Häufig erwartet der Mandant ein Tätigwerden des Anwalts in seiner Sache zu einem möglichst frühen Zeitpunkt und es ist dann schwer ihm klarzumachen, dass blinder Aktionismus nicht weiterhilft, sondern es klüger sein kann zunächst abzuwarten. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass natürlich der zuständige Staatsanwalt sich von einer § 111a-Entscheidung bestärkt fühlt und noch weniger geneigt ist, an einer raschen Erledigung im Ermittlungsverfahren mitzuwirken.

4. Fahrverbot, § 44 StGB
Wichtig : Unfallflucht nach § 142 StGB ist kein Regelfall des § 44 StGB (vgl. § 44 Abs. 1 Satz 2 StGB) !

Gleichwohl verhängen viele Gerichte ein Fahrverbot, wenn keine Fahrerlaubnisentziehung erfolgt, weil kein „bedeutender Sachschaden“ vorliegt. Dies ist so nicht zulässig (vgl. OLG Köln NZV 1992, 159; OLG Köln DAR 1992, 152). 

Das Fahrverbot nach § 44 StGB ist – anders als die Entziehung der Fahrerlaubnis - eine Nebenstrafe mit der Folge, dass zwischen der Hauptstrafe (Geld- oder Freiheitsstrafe) und der Nebenstrafe (Fahrverbot) eine Wechselbeziehung besteht, nach der beide zusammen die Tatschuld nicht übersteigen dürfen (vgl.  OLG Düsseldorf, VRS 78, 109).

Vor der Verhängung eines Fahrverbotes ist daher stets zu prüfen, ob nicht durch eine Erhöhung der Geldstrafe der gleiche Zweck, nämlich die Warnung eines nachlässigen oder leichtfertigen Kraftfahrers erreicht werden kann, so dass die „Denkzettelfunktion“ des Fahrverbotes entbehrlich ist.
Da die Unfallflucht gerade kein Regelfall des § 44 StGB ist, muss die Verhängung eines Fahrverbotes im Urteil besonders begründet werden. Auch hier bieten sich Ansatzpunkte für die Verteidigung, entweder durch Rechtsgespräche  in der Hauptverhandlung oder aber später in der Rechtsmittelinstanz, wenn – wie häufig – entweder gar keine oder eine nur pauschale Begründung für die Verhängung des Fahrverbotes im Urteil aufgeführt ist.
5. Fahrtenbuchauflage
Nach einer Unfallflucht ist eine Fahrtenbuchauflage für die Dauer von drei Jahren verhältnismäßig, OVG Münster, DAR 2005, 708

VI. Rechtsmittel :

1. Vorbemerkung

Das Einlegen eines Rechtsmittels nach einer „erfolglosen“ Hauptverhandlung sollte wohl überlegt sein. Keinesfalls empfiehlt es sich, bereits unmittelbar im Anschluss an die Hauptverhandlung eine Erklärung abzugeben, erst recht nicht die Erklärung, das Urteil annehmen zu wollen. Häufig kann es auch sinnvoll sein, zunächst offen zu lassen, ob Berufung oder (Sprung-) Revision beabsichtigt sind, dann reicht es, einfach nur „Rechtsmittel“ einzulegen.

Eine Konkretisierung kann zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen, spätestens jedoch einen Monat nach Zustellung der Urteilsgründe. Wird eine Revision gewünscht, muss das Rechtsmittel als Revision bezeichnet und auch entsprechend begründet werden.

Andernfalls wird das Rechtsmittel als Berufung gewertet.

2. Berufung
Die Berufung schafft eine neue Tatsacheninstanz, sie muss nicht begründet werden.
Spätestens im Zusammenhang mit der Terminierung sollte man jedoch Kontakt zum Vorsitzenden der Kammer aufnehmen und das Verteidigungsziel erörtern. Die meisten Vorsitzenden sind hierzu gerne bereit, erspart doch eine vernünftige Planung Zeit und Aufwand, z.B. durch das Nicht- bzw. Abladen von Zeugen.

3. Revision

Die Revision ist eine reine „Rechtsfragen-Instanz“. 
Die Einlegung einer Sprung-Revision sollte wohlüberlegt sein, geht doch immerhin eine Instanz, nämlich die Tatsacheninstanz Berufung verloren. Letztlich sollte eine Sprung-Revision also nur eingelegt werden, wenn man sich seiner Sache relativ sicher ist. Im Zweifel ist daher die Berufung das empfehlenswertere Rechtsmittel.
4. Risiken hinsichtlich der Führerscheinmaßnahmen :
Mancher Verteidiger legt gegen ein Urteil mit Fahrerlaubnisentziehung Berufung ein in der Hoffnung, dass zum Zeitpunkt der Berufungshauptverhandlung die erstinstanzlich verhängte Sperrfrist abgelaufen ist und in der Hauptverhandlung der Führerschein herausgegeben werde.
Diese Strategie ist mit einem enormen Risiko behaftet. Kommt nämlich die Berufungskammer zu dem Ergebnis, dass nach wie vor Zweifel an der Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen bestehen bzw. die Zweifel, die zum erstinstanzlichen Urteil geführt haben, allein durch den Zeitablauf nicht ausgeräumt sind, wird sie das erstinstanzliche Urteil bestätigen und eine weitere Sperrfrist von mindestens drei Monaten verhängen (§ 69 a Abs. 4 StGB).
VII. Besondere Aspekte bei der Verteidigung  
1.  Schweigender Angeklagter

Entscheiden sich Verteidiger und Mandant zu schweigen und keine Angaben zur Sache zu machen, birgt dies u.U. ein gewisses Risiko. Diese Strategie kann zwar grundsätzlich sinnvoll sein in den Fällen, in denen zwar das beteiligte Fahrzeug (und damit der Halter) bekannt ist, nicht jedoch der Fahrer.

Problematisch sind dann aber die Angaben gegenüber der  Haftpflichtversicherung in der Schadenanzeige. 

Hier kollidiert der Grundsatz, dass niemand sich selbst belasten muss, mit den Obliegenheiten aus dem Versicherungsvertrag.

Es besteht nämlich kein Beweisverwertungsverbot hinsichtlich der Angaben gegenüber der Versicherung z.B. in der Schadenanzeige (so BVerfG, VRS 90, 8). Gericht und Staatsanwaltschaft können die Akten der Versicherung einsehen, notfalls sogar beschlagnahmen (vgl. BVerfG NZV 1996, 203).
Macht der Versicherungsnehmer also keine Angaben in der Schadenanzeige, stellt dies eine Obliegenheitsverletzung dar, macht er Angaben, wird die Verteidigungsstrategie im Falle einer Beschlagnahme der Akten konterkariert. 

Einen völlig überzeugenden Ausweg aus diesem Dilemma gibt es nicht. Die Formulierung „Der Fahrer war zur Benutzung des Kfz berechtigt und im Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis“ (Vorschlag von Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn 24) ist zwar ein gangbarer Weg, aber nur solange er von der Versicherung toleriert wird – streng genommen bleibt es ein Verstoß gegen die Obliegenheiten.

2. Einschaltung von Sachverständigen
Gerade in Fällen der Unfallflucht kommt der Einschaltung eines technischen Sachverständigen häufig eine entscheidende Bedeutung zu, und zwar dann, wenn es entweder um die Frage der Bemerkbarkeit der Kollision geht (Stichwort : Vorsatz / Wissen um Beteiligung an einem Unfallereignis) oder darum, welcher Schaden überhaupt durch das in Rede stehende Unfallereignis (Stichwort : bedeutender Sachschaden) verursacht worden ist.

a) Kosten des Gutachtens

Ein nicht zu unterschätzender Aspekt bei der Frage, ob ein Gutachter eingeschaltet werden soll, ist der Kostenfaktor.

Anders als bei der zivilrechtlichen Schadenregulierung übernimmt die Rechtsschutzversicherung die Kosten für das Gutachten, wenn es denn für die Verteidigung erforderlich ist (zur Problematik der Rechtsschutzversicherung bei der Unfallflucht vgl. die Ausführungen unter X.) 
Der Verteidiger sollte daher stets prüfen, ob nicht bereits im Ermittlungsverfahren seitens der Verteidigung ein Gutachter eingeschaltet werden kann, falls die Rechtsschutzversicherung zuvor Deckungszusage erteilt hat.

Kommt der Gutachter zu einem für den Mandanten negativen Ergebnis oder zu einem Ergebnis, das die bisherige Verteidigungsstrategie nicht voll unterstützt, muss das Gutachten ja nicht an die Staatsanwaltschaft oder das Gericht weitergeleitet werden. 
Dann hat das Gutachten aber jedenfalls den Nutzen, dass die Verteidigungsstrategie angepasst werden kann.
b) Gutachten zur Kompatibilität der Schäden
Ein solches Gutachten kommt insbesondere dann in Betracht, wenn sich am Fahrzeug des Geschädigten (u.U. auch an dem des Schädigers) mehrere Schäden befinden (z.B. Altschäden, typische Gebrauchsspuren etc.), die aber nicht unbedingt auf das in Rede stehende Unfallereignis zurückzuführen sind.
Legt dann der Geschädigte – wie so häufig – auf Aufforderung der Staatsanwaltschaft zum Nachweis des an seinem Fahrzeug entstandenen Schadens einen Kostenvoranschlag vor, wird in diesen Kostenvoranschlägen oft nicht differenziert zwischen den verschiedenen Schäden, so dass der im Kostenvoranschlag genannte Betrag deutlich höher ist als der tatsächlich vom Mandanten verursachte Schaden.

Hier kommt dann einem Sachverständigen-Gutachten enorme Bedeutung zu, hat doch letztlich die Frage der Schadenshöhe Auswirkung auf etwaige Führerscheinmaßnahmen (vgl. die Ausführungen unter V.)
c) Gutachten zur Schadenshöhe

Die Einschaltung eines Sachverständigen zur Bestimmung der Schadenshöhe drängt sich immer dann auf, wenn z.B. die Schätzungen der unfallaufnehmenden Polizeibeamten in der Unfallanzeige völlig überzogen erscheinen.
Oft genug ist aber auch genau das Gegenteil der Fall, dass nämlich die Schätzungen der Beamten deutlich unter den tatsächlichen Reparaturkosten liegen (aktueller Fall aus der Praxis : Streifschaden in der Beifahrertür eines 2 Jahre alten VW Polo : Schätzung der Beamten 500,- Euro, Kosten laut Kostenvoranschlag : 1.350,- Euro). Gerade dieses Beispiel zeigt, dass es fatal wäre, eine Diskussion um die Schadenhöhe erst in der Hauptverhandlung zu führen. Dann besteht nämlich das Risiko, dass das Gericht einen Sachverständigen mit der Schadenbestimmung beauftragt und angesichts des reinen Reparatur-Schadens von bereits über 1.300,- Euro Führerscheinmaßnahmen verhängt.

d) Gutachten zur Bemerkbarkeit/Wahrnehmbarkeit
Es gibt drei klassische Aspekte der Wahrnehmbarkeit: die optische, die akustische und die taktile Wahrnehmbarkeit.

Zumeist kann die Einlassung des Mandanten, er habe ein Unfallereignis nicht bemerkt, nur durch die Einschaltung eines technischen oder medizinisch/psychologischen Sachverständigen erhärtet werden. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass Kollisionen oft aufgrund verschiedener äußerer oder auch innerer Einflüsse nicht oder nur eingeschränkt wahrgenommen werden (können). Als solche Einflüsse kommen z.B. in Betracht Motorgeräusche, rappelnde Ladung, Radiomusik, Lichtverhältnisse, Fahrbahnunebenheiten, Schwerhörigkeit etc.
VIII. Nachschulung und Therapie
1. Vorbemerkung :
Nimmt der Mandant an Nachschulungs- oder Therapiemaßnahmen bereits während des laufenden Strafverfahrens teil, kann dies erhebliche Vorteile bringen. Diese Vorteile können sich entweder auf den aktuellen Punktestand und/oder auf etwaige Führerscheinmaßnahmen seitens des Gerichts oder der Behörden auswirken.
2. Ziel 1 : Punktereduktion

Hat der Mandant bereits mehrere Punkte im Verkehrszentralregister angesammelt, kann eine punktereduzierende Nachschulungsmaßnahme vor dem Hintergrund der drohenden Eintragung von weiteren 7 Punkten für eine Verurteilung wegen Unfallflucht sehr sinnvoll sein.

Je nach Punktestand gibt es für die Teilnahme an einem Aufbauseminar Punktgutschriften.
Hat der Betroffene vor Erreichen von 14 Punkten an einem Aufbauseminar teilgenommen, so erhält er bei einem (bisherigen) Stand von nicht mehr als acht Punkten vier Punkte abgezogen, bei einem Stand von neun bis dreizehn Punkten zwei Punkte abgezogen (vgl. § 4 Abs. 4 Satz 1 StVG).
Nach Erreichen von 14 Punkten aber vor Erreichen von 18 Punkten kann der Betroffene an einer verkehrspsychologischen Beratung teilnehmen und hierfür zwei Punkte Gutschrift erhalten (vgl. § 4 Abs. 4 Satz 2 StVG).
Wichtig zu wissen ist, dass die Teilnahme an einem Aufbauseminar und an einer verkehrspsychologischen Beratung nur einmal in fünf Jahren eine punkteabbauende Wirkung hat.

3. Ziel 2 : Vermeidung/Verkürzung von Führerscheinmaßnahmen
Nicht nur bei Trunkenheitsdelikten können anerkannte Nachschulungsmaßnahmen zu einer Reduzierung der Sperrfrist führen, und zwar entweder schon im Zusammenhang mit dem Erlass eines Strafbefehls oder spätestens in der Hauptverhandlung. Kommt es zur Hauptverhandlung, muss der Verteidiger bei der Terminierung beachten, dass eine eventuelle Reduzierung der Sperrfrist dem Mandanten auch zugute kommen kann (Stichwort : Mindestsperrfrist im Urteil 3 Monate !).

Insbesondere der TÜV führt Kurse unter dem Titel „Punktefrei und sicher Fahren“ durch. Diese Kurse sind speziell für Kraftfahrer gedacht, die bereits solche Eintragungen in Flensburg haben, die gerade nicht im Zusammenhang mit Alkoholkonsum stehen. Die Kosten für einen solchen Kurs belaufen sich auf ca. 600,- Euro.
Sinnvollerweise sollte – wenn die lokale Rechtsprechung nicht bekannt ist – zuvor mit dem Gericht bzw. der Staatsanwaltschaft abgeklärt werden, ob die Teilnahme an einem solchen Kurs auch entsprechend honoriert wird.

Aber auch dann, wenn der Verteidiger nicht sicher abschätzen kann, ob eine Honorierung im Strafverfahren erfolgt, macht die Teilnahme an Nachschulungsmaßnahmen doch vor dem Hintergrund Sinn, dass die Verwaltungsbehörde gnädig gestimmt und das Risiko einer negativen MPU reduziert werden kann.
IX. Versicherungsrechtliche Aspekte

1. Schadenregulierung durch die Haftpflichtversicherung

Leistungsfreiheit besteht in der Haftpflichtversicherung im Regelfall bis 2.500,- Euro, bei einer vorsätzlichen, besonders schwerwiegenden Obliegenheitsverletzung sogar bis 5.000,- Euro. Als besonders schwerwiegende Verletzung der Aufklärungspflicht wird angesehen ein Fall von besonderem Gewicht, der als besonders krass zu beurteilen ist, wenn also zum Verlassen der Unfallstelle weitere schwerwiegende Umstände hinzutreten.

Beispiele aus der Rechtsprechung :

- Verstecken des Fahrzeuges und Diebstahlsanzeige bei der Polizei (BGH VR 83, 429)

- Flucht trotz Kenntnis, einen Menschen schwer verletzt zu haben, OLG Karlsruhe VR 83, 429

- nicht jedoch in jedem Falle : Nachtrunk, so OLG Bamberg VRS 83, 1021, OLG Köln ZfS 1986, 213.

In den Fällen des § 142 Abs. 4 StGB verbleibt es bei der Leistungsfreiheit des Haftpflichtversicherers, denn der Tatbestand des § 142 StGB ist sowohl objektiv als auch subjektiv erfüllt und damit steht die Verletzung der Aufklärungsobliegenheit des § 7 Abs. 1 Satz 2 AKB 2002 fest.
2. Schadenregulierung durch die Vollkaskoversicherung

In der Fahrzeugversicherung gilt das „Alles-oder-Nichts-Prinzip“, das heißt, die Leistungsfreiheit wird nicht begrenzt. 
Leistungsfreiheit besteht jedoch nur bei versicherungsrechtlicher Relevanz, d.h. wenn das unerlaubte Entfernen generell zur Interessengefährdung des Versicherungsunternehmens geeignet war und bei erheblichem Verschulden des Versicherungsnehmers (so Hentschel, Straßenverkehrsrecht, § 142, Rn. 77 m.w.N.).

Bei Anwendung des § 142 Abs. 4 StGB (Strafmilderung oder Absehen von Strafe bei tätiger Reue) wird wohl wegen geringerer Schuld keine Leistungsfreiheit hinsichtlich der Schäden am eigenen Fahrzeug in Betracht kommen (so Himmelreich/Bücken, Verkehrsunfallflucht, Rn. 227 k).

X. Rechtsschutzversicherung

§ 142 StGB ist ein reines Vorsatzdelikt. Fahrlässige Begehung begründet allenfalls eine Ordnungswidrigkeit nach § 34 StVO.

Kommt es also zu einer Verurteilung wegen (vorsätzlichen) Entfernens vom Unfallort, wird die Rechtsschutzversicherung keinen Rechtsschutz gewähren und sich auf die entsprechende Risikoausschlussklausel in den ARB  berufen.
Über dieses Kostenrisiko muss der Mandant informiert werden !

Es bestehen nun zwei Möglichkeiten : 

1. frühzeitige Vorschussanforderung bei der Rechtsschutzversicherung und Ausgang des Verfahrens abwarten – bei Verurteilung fordert der Versicherer vom Mandanten die geleisteten Vorschüsse zurück (kein Rückforderungsrecht gegenüber dem Verteidiger, da mit diesem keine vertragliche Beziehung besteht !)
oder

2. von Anfang an mit dem Mandanten eine Honorarvereinbarung treffen und vom Mandanten entsprechende Vorschüsse anfordern. Dabei gilt die goldene Regel :
Das Honorar, das man zu Beginn der Hauptverhandlung (noch) nicht vereinnahmt hat, wird man auch nie sehen ! Denn nichts ist flüchtiger als die Dankbarkeit von Mandanten, wenn sie mit Rechnungen konfrontiert werden. 
Vorschüsse zu verlangen ist weder ehrenrührig noch unhöflich, sondern zum einen vernünftig und zum anderen auch gesetzlich so vorgesehen, denn der Anwalt hat Anspruch auf angemessene Vorschüsse, die nicht nur die bereits entstandenen, sondern auch künftig anfallende Honoraransprüche abdecken (vgl. frühere Regelung des § 17 BRAGO, jetzt § 9 RVG).
Den Mandanten, der ein solches (berechtigtes) Vorschussbegehren ablehnt, sollte man wohl besser auch nicht vertreten ….
